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Verordnung über die Teilnahme von Elektrokleinstfahrzeugen am 
Straßenverkehr und zur Änderung weiterer straßenverkehrs-
rechtlicher Vorschriften

Drucksache: 158/19

I. Zum Inhalt der Verordnung

Mit der vorliegenden Verordnung soll bestimmten elektrisch betriebenen Fahr-

zeugen ohne Sitz und selbstbalancierenden Fahrzeugen die Teilnahme am öf-

fentlichen Straßenverkehr ermöglicht werden. Derzeit finden sich Regelungen 

für die Teilnahme von elektronischen Mobilitätshilfen am öffentlichen Straßen-

verkehr in der Mobilitätshilfenverordnung. Die Mobilitätshilfenverordnung 

wird durch die Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung abgelöst. 

Elektrokleinstfahrzeuge sind Kraftfahrzeuge, da sie über einen elektrischen An-

triebsmotor verfügen. Die Verordnung gilt für Fahrzeuge mit einer Lenk- oder 

Haltestange und einer bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von 6 km/h bis 

einschließlich 20 km/h. Zum Führen eines Elektrokleinstfahrzeugs mit einer 

bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von weniger als 12 km/h sollen Perso-

nen berechtigt sein, die das 12. Lebensjahr vollendet haben. Die Zulassung ist 

auf Verkehrsflächen, die von Fußgängern genutzt werden, vorgesehen. Elektro-

kleinstfahrzeuge mit einer bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von nicht 

weniger als 12 km/h dürfen ab Vollendung des 14. Lebensjahres und grundsätz-

lich auf Radverkehrsflächen genutzt werden. 

Zusätzlich erfolgen begleitende Änderungen in weiteren straßenverkehrsrechtli-

chen Vorschriften, wie der Fahrerlaubnis-Verordnung, der Fahrzeug-Zulas-

sungsverordnung und der Bußgeldkatalog-Verordnung.
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II. Empfehlungen der Ausschüsse

Der federführende Verkehrsausschuss, der Ausschuss für Arbeit, Integrati-

on und Soziales, der Ausschuss für Familie und Senioren und der Ausschuss 

für Innere Angelegenheiten empfehlen dem Bundesrat, der Verordnung nur 

mit Maßgaben zuzustimmen. 

Aus Sicht der Ausschüsse sei die für Elektrokleinstfahrzeuge bis 12 km/h vor-

gesehene verpflichtende Nutzung von Gehwegen und Fußgängerzonen aus 

Gründen der Verkehrssicherheit und auch aus straßenrechtlichen Gründen abzu-

lehnen. Sie würde zu nicht hinnehmbaren Gefahrensituationen und zahlreichen 

Konflikten führen.  

Der Ausschuss für Arbeit, Integration und Soziales, der Ausschuss für Fa-

milie und Senioren und der Ausschuss für Innere Angelegenheiten empfeh-

len darüber hinaus, das zum Führen von Elektrokleinstfahrzeugen vorgesehene 

Mindestalter einheitlich von 14 auf 15 Jahre anzuheben. Die Aufteilung in zwei 

Kategorien sei nicht sachgerecht, denn alle betroffenen Elektrokleinstfahrzeuge 

seien am ehesten mit einem Mofa vergleichbare Fahrzeuge. Selbst wenn die 

Verordnung auf das Erfordernis einer Mofa-Prüfbescheinigung verzichte, gäbe 

es keine Gründe, von der Altersgrenze von 15 Jahren abzuweichen. 

Weitere Maßgaben betreffen unter anderem die Einführung eines Zusatzzei-

chens zur Anordnung von Verboten, Regelungen über Parkvorschriften sowie 

eine vorgesehene Evaluierung bezüglich der Auswirkungen auf die Entwick-

lung der Unfallzahlen. 

In einer vom Verkehrsausschuss empfohlenen Entschließung wird betont, dass 

die Zulassung von Elektrokleinstfahrzeugen nicht mit zusätzlichen Gefährdun-

gen anderer Verkehrsteilnehmer verbunden sein dürfe. Die wissenschaftliche 

Begleitung der Verordnung wird zwar begrüßt, jedoch sei es erforderlich, die 

Länder bei der Auswertung der Evaluierung eng einzubeziehen. Zudem wird 

die Überlegung der Bundesregierung, über eine Ausnahmeverordnung Elektro-

kleinstfahrzeuge ohne Lenk- oder Haltestange im öffentlichen Straßenraum zu 

testen, abgelehnt. 

Der Verkehrsausschuss und der Ausschuss für Innere Angelegenheiten emp-

fehlen dem Bundesrat zudem, eine weitere Entschließung zu fassen. In dieser 

soll die Bundesregierung gebeten werden, für Elektrokleinstfahrzeuge ein Zu-

satzzeichen für gesonderte Parkflächen vorzusehen und die Freigabe von Ein-
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bahnstraßen entgegen der Fahrtrichtung zu ermöglichen. 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit hat von 

einer Empfehlung an das Plenum abgesehen. 

Weitere Einzelheiten sind aus BR-Drucksache 158/1/19 ersichtlich.




